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ders in den sozialen Brennpunkten, 
und einen offenen Dialog mit den 
Lehrkräften vor Ort, wie die Prob-
leme angegangen werden können.
Beides ist durch die unsolide Planung 
und autoritäre Amtsführung sowie 
durch die Kürzungsbeschlüsse in der 
Koalitionsvereinbarung von 2011 in 
noch weitere Ferne gerückt. Um ein 
Desaster zu verhindern, müssen 
zumindest die akutesten, zum Teil 
erst seit 2007 neu geschaffenen Miss-
stände angegangen werden. Folgende 
Probleme hat die Senatorin für Bil-
dung mit ihrer Demission ungelöst 
hinter sich gelassen:

übrig gelassene Stellenrahmen 
reicht für größere schulpolitische 
Maßnahmen nicht aus. Es ist ein 
Treppenwitz, dass die bisherige 
Bildungssenatorin dies in ihrer 
Rücktrittserklärung, nicht aber 
zum Anfang ihrer Amtszeit festge-
stellt hat.

-
zahl in der Primarstufe ist nur vor-
übergehend gewesen und wirkt 
sich auf den Personalbedarf prak-
tisch nicht aus. Eine »Demogra-
phierendite« ist nicht vorhanden.

zu Oberschulen ist nicht abgesi-
chert. Gerade in den letzten Jahren 
des »Hochwachsens« der integrier-
ten Jahrgänge müssen den neuen 
Jahrgangsteams 5, die oft besonders 
wenig Erfahrung mit der Binnen-
differenzierung haben, ausrei-
chende Planungs-, Kooperations- 
und Fortbildungsstunden zur Ver-
fügung stehen.

-
men Belastung der Oberschule, 
wenn nicht ausreichende sonderpä-
dagogische Kapazitäten vorhanden 
sind. Da aufgrund der Streichung 
des sonderpädagogischen Studien-
ganges für die Sek.I an der Univer-
sität Bremen in den nächsten Jah-
ren zu wenige neue Sonderpädago-
gInnen zur Verfügung stehen, 
bleibt nur der Weg über die Wei-
terbildung von KollegInnen aus 
dem allgemeinbildenden Bereich. 
Die hierfür vorgesehene Entlastung 
ist zu gering, die Vertretung des 
Unterrichts der Lehrkräfte in der 
Weiterbildung ist nicht abgesi-
chert.

� Die Regierungskoalition von SPD 
und Grünen ist vor fünf Jahren mit 
dem Anspruch angetreten, »die Kop-
pelung zwischen sozialer Stellung 
und Bildungschancen ab(zu)bauen«, 
»längeres gemeinsames Lernen (zu) 
fördern« und die »Qualität von 
Schule und Unterricht (zu) verbes-
sern«. Was ist daraus geworden?

1. Der Rücktritt der Senatorin

Die bisherige Senatorin für Bildung 
hat ihr Amt verlassen, als die Wider-

sprüche der von ihr eingeleiteten 
Maßnahmen sich zuspitzten und die 
Altlasten der Großen Koalition sich 
immer stärker auswirkten.
Folgende Bedingungen hatte sie 2007 
vorgefunden:

der Lehrerstellen von 5100 auf 
4400 gekürzt, während die Schüle-
rInnenzahl bei ca. 72000 stabil 
blieb.

hatten für Bremen desaströse 
Ergebnisse aufgezeigt – ein Resul-
tat der sozialen und ethnischen 
Probleme und fehlender bildungs-
politischer Anstrengungen um 
diese zu kompensieren.

-
mehrt isolierte Gymnasien einge-
richtet, das Gymnasium auf acht 
Jahre reduziert und durch die 
Abschaffung der Orientierungs-
stufe die Selektion nach Schularten 
von der 6. auf die 4. Klasse vorver-
legt. 

Die Koalitionsvereinbarung von 
2007 sah einige realistische Maßnah-
men vor, um diesen negativen Ten-
denzen entgegen zu steuern: Der 
Stellenabbau wurde beendet, die 
frühe Bildung und die Sprachförde-
rung sollten gestärkt werden, die 
Ganztagsschulen sollten vermehrt 
und besser ausgestattet werden.

In völliger Verkennung der schwieri-
gen Ausgangssituation rief die Sena-
torin für Bildung 2008 eine »große 
Schulreform« aus, die eine komplette 
Umorganisation des Bremer Schul-
systems weg von der Stufenschule 
mit Sek.I- und Sek.II-Zentren hin zu 
einem Zwei-Säulen-Modell mit 
Gymnasien und durchgängigen 
Oberschulen vorsah. Durch eine 
Garantie für die bestehenden Gym-
nasien sicherte sie sich die Zustim-
mung der CDU zu ihrem Plan und 
verkaufte dies als »Bremer Schulfrie-
den«. Die damit verbundenen Kos-
ten und Reibungsverluste wurden 
weder errechnet noch den Koaliti-
onsparteien zur Kenntnis gebracht. 
Die Warnungen der GEW und der 
Konferenz der Gymnasialen Ober-
stufen wurden ignoriert. Alle vor-
handenen Kräfte und Ressourcen 
wurden auf die Umsetzung dieses 
Plans konzentriert, die Ziele der 
Koalitionsvereinbarung von 2007 
wurden vernachlässigt.
Als ob diese unrealistische Planung 
nicht ausgereicht hätte, wurde 
2009/10 auf Drängen der Grünen die 
sofortige Umsetzung der Inklusion 
in der Sekundarstufe I beschlossen, 
wiederum ohne eine solide Personal- 
und Kostenplanung und eine ausrei-
chende Vorbereitung der Schulen auf 
ihre neue Aufgabe.
Die Quittung für diese Politik gab es 
2011/12 in Form anwachsender Pro-
teste aller an der Schule beteiligten 
Gruppen.

2. Die ungelösten Probleme

Die grundlegenden Probleme, mit 
denen sich die Schulpolitik in Bre-
men auseinander setzen muss, wur-
den in der Koalitionsvereinbarung 
von 2007 zum Teil benannt: Das 
Auseinanderdriften der Stadtteile, 
der hohe Anteil von Kindern mit 
Migrationshintergrund, die wachsen-
den sozialen Probleme. Unbenannt 
blieb jedoch die wachsende Arbeit-
belastung der Lehrkräfte, die zum 
Teil der mangelnden Ausstattung, 
zum Teil der Schulpolitik mit ihren 
ständig neuen Umorganisationen, 
Verordnungen und Tests geschuldet 
ist. Zwar wurde der Stellenabbau 
gestoppt, aber grundlegende Verbes-
serungen erfordern mehr: Erhöhte 
Ausgaben für mehr Personal, beson-
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wiesenen Stunden und die Entlas-
tungen für die Weiterbildung müs-
sen erhöht werden. 

muss zurückgenommen werden, 
ebenso die Kürzung der Ausbil-
dungskapazitäten am LIS. Für 
Mentoren-Tätigkeit müssen die 
Schulen ausreichende Stunden 
erhalten.

den gegenwärtigen Koalitionsbe-
schlüssen nicht vereinbar. Not-
wendig ist für 2013 ein Nachtrags-
haushalt von 20 Mio. Euro (wie der 
Rechnungshof in seinen Ausfüh-
rungen bestätigt hat) und die Auf-
hebung des Beschlusses, bis zum 
Jahresende 120 Stellen zu streichen.

Sollte es diese Nachbesserungen 
nicht geben, sind weitere Bildungs-
proteste notwendig und gewiss.

4. Umsteuern!

Mit der Orientierung auf jährlich 
fortschreitende Kürzungen bis 2019 
und mit der vom Zaun gebrochenen 
Zerschlagung des Stufenschulsys-
tems befindet sich die rot-grüne 
Koalition in einer haushalts- und 
schulpolitischen Sackgasse. Soll hier 
eine Wende herbeigeführt werden, 
bedarf es eines echten Dialoges mit 
den Betroffenen:
Welche Bedarfe an Personal, Sach-
mitteln und Räumen sind für welche 
Maßnahmen unverzichtbar?
Wo sind Korrekturen am Schulge-
setz und Schulverwaltungsgesetz 
notwendig?
Es ist zu hoffen, dass es zu einem 
solchen Dialog kommt.

-
grund der Alterspyramide erfah-
rene KollegInnen in Gruppen von 
ca. 300 jährlich in den Ruhestand 
gehen. Die beschlossene Kürzung 
der Referendarplätze ist in hohem 
Maße zukunftsgefährdend. Auf-
grund der hohen bedarfsdeckenden 
Unterrichtsverpflichtung, der zu 
geringen Entlastung für MentorIn-
nen und der Kürzungen bei den 
AusbilderInnen am LIS wird 
zudem das Bremer Referendariat 
immer unattraktiver. Die schlechte 
Ausstattung und die Mehrarbeits-
verpflichtung zum Berufsanfang 
sind für viele AbsolventInnen des 
LIS darüber hinaus Grund genug, 
sich in anderen Bundesländern zu 
bewerben.

mit der Schulpolitik von oben 
betrieben wurde, hat bei Lehrkräf-
ten, SchülerInnen und Eltern zu 
einem Vertrauensverlust geführt. 

3. Die dringendsten Aufgaben

Zu den dringlichsten Aufgaben 
gehören angesichts der geschaffenen 
Lage die Stärkung der Oberschule 
und die Sicherung des Lehrkräfte-
Nachwuchses.

Sek I wurde die Aufgabe gestellt, 
sich gleichzeitig zu integrieren und 
mit der Inklusion zu beginnen. 
Beide Prozesse brauchen eine aus-
reichende Ausstattung, die nicht 
gegeben ist und sich noch weiter zu 
verschlechtern droht. Die neuen 5. 
Jahrgänge müssen die gleichen Pla-
nungsstunden erhalten, wie ihre 
Vorgänger. Die Ausstattung mit 
sonderpädagogischen Fachkräften 
ist völlig unzureichend. Die zuge-

-
tere soziale Entmischung. Da nur 
ein Teil mit neuen kleinen Ober-
stufen ausgestattet wird, sind die 
Oberschulen ohne GyO benachtei-
ligt. Aufgrund der notwendigen 
Jahrgangsbreiten war die Tatsache, 
dass nicht jede Oberschule eine 
GyO bekommen wird, von Beginn 
an offensichtlich. Sie wurde also 
bewusst in Kauf genommen. Fak-
tisch wurde ein neues dreigliedriges 
Schulsystem (Gymnasium, Ober-
schule mit GyO, Oberschule ohne 
GyO) geplant. Der §6 des Schul-
verwaltungsgesetzes, der eine Vor-
auswahl von 30% der SchülerInnen 
mit Gymnasialempfehlung vor-
sieht, verstärkt diesen Effekt.

schulorganisatorischen Probleme 
nicht angegangen, droht eine ver-
stärkte Abwanderung in Gymna-
sien und Privatschulen, d.h. eine 
noch stärkere soziale Entmischung.

-
zept für das Abitur nach neun Jah-
ren Oberschule. Das gewonnene 
Jahr gegenüber Gy 8 wird nicht 
genutzt, stattdessen wurde, orien-
tiert am G8-Gymnasium, eine Ein-
führungsphase im Klassenverband 
eingeführt.

-
rung 2007 vorgesehenen Bereichen 
Sprachförderung und interkultu-
relle Bildung im Primarbereich ist 
flächendeckend nichts passiert. Es 
blieb bei Plänen.

-
tagsschulen wurde 2007 verspro-
chen, Mindeststandards für die 
Ausstattung zu definieren und 
dementsprechend nachzubessern. 
Auf diese Mindeststandards warten 
die Schulen heute noch.
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Weiterbildung 
Freinet-Zertifikat

� Die zweijährige Weiterbildung hat 
das Ziel, die TeilnehmerInnen zu 
befähigen, im Sinne der Pädagogik 
Célestin Freinets tätig zu sein. Sie 
stellt eine umfassende berufsbeglei-
tende Zusatzausbildung dar, ist aber 
kein Ersatz für eine staatliche Aus-
bildung. Sie endet mit der Verleihung 
eines Zertifikats.

Die Einführung und der erste Bau-
stein finden vom 27.11. – 01.12.2013 
statt.
Die TeilnehmerInnen arbeiten wie in 
einer freinet-pädagogischen Lern-
gruppe, in dem sie sich folgende sie-
ben Bausteine erarbeiten:
1. Freier Ausdruck; 2. Demokratie 
leben und lernen; 3. Natürliche 
Methode – forschendes und entde-
ckendes Lernen; 4. Verlasst die 
Übungsräume; 

5. Heterogenität als Lernchance; 6. 
Leistung zeigen – Dokumentation 
und Präsentation; 7. Hospitationen 
und Teilnahme an einer frei gewähl-
ten Freinet-Veranstaltung im Zeit-
raum von 2013 – 2015
Nähere Informationen und Anmel-
dung: Freinet-Kooperative e.V.,  
Sielwall 45, 28203 Bremen
Tel: 0421-344 929
mail@freinet-kooperative.de, 
www.freinet-kooperative.de
Anmeldeschluss: 15. Juni 2013!


